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Kantonsratwill die
Stipendienpraxis
lockern

Bildung DerKantonsrat hat am
Montag einer Streichung der
fünfjährigen Wartefrist für Sti-
pendien fürvorläufigaufgenom-
meneAusländerinnenundAus-
länder zugestimmt. FDP und
SVP lehntendies ausgrundsätz-
lichen Überlegungen ab. Der
Kantonsrat hat mit 93 zu 75
Stimmen Eintreten auf die Vor-
lage beschlossen. Vorläufig auf-
genommene Personen sollen
somit künftig bei der Vergabe
vonStipendiengleichbehandelt
werden wie anerkannte Flücht-
linge, die eine Berufsbildung
odereinStudiuminAngriffneh-
men. Die Änderung kostet
den Kanton laut Bildungsdirek-
torin Silvia Steiner (Mitte) jähr-
lich rund 3 bis 4 Millionen
Franken. Aktuell gibt es knapp
300 Betroffene, die von
der neue Regelung profitieren
könnten.

Gegnerwollenkeine
Ausnahmeregelung
Gegner der Gesetzesänderung
verwiesen unter anderem
darauf, dass bei vorläufigaufge-
nommenen Personen grund-
sätzlich davon ausgegangen
werde, dass siedie Schweizwie-
der verlassen würden. Es sei
deshalb falsch, ihre Integration
im selben Ausmass zu fördern
wie diejenige von anerkannten
Flüchtlingen. Zudem sehe das
Stipendienkonkordat der Kan-
tone die fünfjährige Wartefrist
vor. Der Kanton Zürich solle
dazu keine Ausnahmeregelung
schaffen. Den endgültigen Ent-
scheid wird der Kantonsrat an
einer der kommenden Sitzun-
gen in der zweiten Lesung der
Vorlage fällen. (sda)

Verhaftungennach
Eishockeyspiel
Fangewalt DieStadtpolizei Zü-
rich hat Ende November 2023
vier Männer verhaftet: Diese
sollen zwei Monate zuvor nach
dem Eishockeyspiel zwischen
den ZSC Lions und dem EHC
KlotenPolizeikräftemit Steinen
undweiterenGegenständenbe-
worfenhaben. Nach intensiven
Ermittlungen und der Auswer-
tungvonVideomaterial derAus-
schreitungen in Zürich Altstet-
ten konnten vier mutmassliche
Täter eruiert und befragt wer-
den,wiedieStadtpolizei gestern
mitteilte. Bei den drei Schwei-
zern und dem Indonesier wur-
den inZusammenarbeitmit der
Kantonspolizei Hausdurchsu-
chungen durchgeführt. Die
Staatsanwaltschaft hat gemäss
Mitteilung ein Strafverfahren
unter anderem wegen Gewalt
und Drohung gegen Behörden
und Beamte, Landfriedens-
bruch und Widerhandlung
gegendasVermummungsverbot
eröffnet.DieBeschuldigten sind
zwischen 20 und 31 Jahre alt.

DieZSCLionsgewannenam
29. SeptembergegenKlotenmit
5:1. Nach dem Spiel musste die
Polizei ein Aufeinandertreffen
rivalisierender Fans verhindern
und dabei mehrmals Gummi-
schrot einsetzen, wie es in der
damaligen Polizeimeldung
hiess. (sda)

FussgängersollenmehrPlatzerhalten
Die Stadt Zürichwill denKloster-Fahr-Weg entlang der Limmat verbreitern und verschönern.

Matthias Scharrer

Die Limmat hat schon einiges
durchgemacht. Je nachdem,
welcheBedürfnisse ihreAnwoh-
nerinnenundAnwohnerhatten,
änderte sich das Antlitz des
Flusses sowie seiner Ufer. Nun
bahnt sich auf dem Kloster-
Fahr-WegzwischendemLetten-
viadukt und der Wipkingerbrü-
cke inZüricherneut eineUmge-
staltung an: Der Uferweg soll
breiter werden, zudem ist ein
kleinerParkvorgesehen.Und im
Wasser erhaltenauchdieFische
naturnähere Lebensräume,
wenn es nach den Plänen geht,
welche die Stadt Zürich dieser
Tage öffentlich aufgelegt hat.

Heute ist der Uferweg stel-
lenweise so schmal, dass es
rasch zu Engpässen kommt.
Dasbeginnt schonbeimZugang
durch das Lettenviadukt: Der
Weg führt durch einen Tunnel,
der um zwei Ecken geht und an
seiner engstenStelle nur 1,1Me-
ter breit ist. Der Durchgang
werde daher teils «als Angst-
stelle wahrgenommen», heisst
es imProjektbeschrieb zum jet-
zigen Zustand dieses Wegab-
schnitts.

Neu soll er auf 1,8Meter ver-
breitert und ein Stück weit be-
gradigtwerden.Dadurchwürde
er auch rollstuhlgängig, erklärt
eine Sprecherin des städtischen

Tiefbauamts aufAnfrage.Doch
damitnicht genug.Grösstenteils
soll derKloster-Fahr-Wegkünf-
tig 2,4Meter breit werden. Und
gegenüber dem bis ans Wasser
gebauten Swissmill-Gebäude-
komplex ist beim Dammsteg
eine parkähnliche Gestaltung
vorgesehen: Hier soll der Ufer-
weg 4,2 Meter breit werden.
Nachuntenerhielte er einenna-
turnah gestalteten Zugang zum
Wasser. Und nach oben würde
er durch eine separate Terras-
senebenemit einer langen Sitz-
bank ergänzt.

Die Verantwortlichen wol-
len damit Durchgangs- und

Aufenthaltsräume entflechten.
Aber auch entlang des Weges,
auf dem Velofahren verboten
bleibt, sind Sitzbänke vorgese-
hen. Zudem soll imWassermit
eigens dafür platzierten Stein-
blöcken, Baumstämmen und
Astbündeln neuer Lebensraum
für Fische und Insekten entste-
hen. Und damit der neu gestal-
tete Kloster-Fahr-Weg im Zeit-
alter der Klimaerwärmung
auch denHitzeminderungszie-
len der Stadt entspricht, ist ein
schonender Umgang mit den
Baumbeständen geplant. «Ins-
gesamt werden sieben Bäume
gefällt und neun neue Bäume

gepflanzt», heisst es imBericht
des Tiefbauamts zur jetzt lau-
fendenPlanauflage. Stellenwei-
se sei ausserdem eine ökolo-
gisch wertvolle Wiesenansaat
vorgesehen.

WeitereLimmat-Projekte
inPlanung
MitdergeplantenNeugestaltung
des Kloster-Fahr-Wegs reagiert
der Stadtrat auf Vorstösse aus
dem Gemeinderat. Das Projekt
entspreche zudem den Zielen
des städtischen Leitbildes für
den Limmatraum, das derzeit
überarbeitetwerde, schreibtdas
StadtzürcherTiefbauamtweiter.

Die 30-tägige öffentliche Plan-
auflage dauert bis zum 12. Feb-
ruar. Der Zeitplan für die Um-
setzungdesProjekts ist nochof-
fen und hängt nicht zuletzt von
möglichen Einsprachen ab.

Weitere Umgestaltungen
entlangderLimmat sindbereits
lanciert: So ist inZürich imZeit-
raum2025bis 2028derNeubau
der Rathausbrücke geplant, da-
mit diese künftighochwassersi-
cherer wird. Und flussabwärts
im Limmattal sollen zwischen
Zürich und demKloster Fahr in
drei bis vier Jahren die Bagger
auffahren, um die Limmat zu
revitalisieren.

«NehmenKinderstenSchultagweg»
Der Zürcher Kantonsrat ist gegen eine halbjährige Verschiebung des Kindergarteneintritts.

SvenHoti

Eigentlich war das Postulat von
FDP, SVPundGLP bereits vom
Regierungsrat beantwortetwor-
denunddamit erledigt.Weil die
regierungsrätliche Antwort bei
FDPundSVPaberaufwenigAn-
klang stiess,musstederZürcher
Kantonsrat amMontag einwei-
teresMal überdenVorstoss dis-
kutieren.

Das Postulat regt an, dass
Kinder «in Ausnahmefällen»
ein halbes statt ein ganzes Jahr
später in den Kindergarten ein-
tretenkönnen.VieleKinder sei-
enheute imAlter vonvier Jahren
nicht odernur sehr knappbereit
für den Kindergarten, heisst es
im Postulat. Dies belaste auch
dieLehrpersonen.Elternhaben
die Möglichkeit, ihr Kind nach
einerAbklärungdurchdie jewei-
lige Schulbehörde ein ganzes
Jahr später in den Kindergarten
zu schicken. Vielfach wehrten
sich Eltern aber «aus Angst vor
einemverlorenen Jahrwie auch
vor zusätzlichenKrippengebüh-
ren» dagegen, heisst es im Pos-
tulat weiter.

DasseinKinddenKindergar-
ten mit ihrem Vorschlag einein-
halb oder zweieinhalb Jahre be-
suchen würde, sehen die Postu-
lantinnen und Postulanten als
wenigproblematisch.Schonheu-
tegebeesKinder,diedenKinder-
garten nur ein oder ganze drei
Jahrebesuchten.WelcheVarian-
te besser funktioniere – ein ein-
einhalbjährigerodereinzweiein-

halbjährigerKindergartenaufent-
halt –, könne nach einem Jahr
Kindergartenbestimmtwerden.

FDPkritisiert
Bildungspolitik
EsgebeKinder,dieseienderHe-
rausforderung Kindergarten
noch nicht gewachsen, begrün-
deteAnitaBorer (SVP,Uster)am
Montag im Kantonsrat die Sicht
derBefürworterinnenundBefür-
worter desPostulats.DieFolgen
eines verfrühten Eintritts bekä-
mendannvorallemdieLehrper-
sonen zu spüren. Die einjährige
Rückstellungerachtetsieaberals
teilweise zu lang: «Ein Jahr ist
sehr lange füreinKind,dasnoch
nichtganzsoweit fürdenKinder-
garteneintritt ist.»
In seiner Antwort hatte sich der
RegierungsratgegendiesenVor-
schlagausgesprochen.Eräusser-
te vor allem rechtliche Beden-
ken. So müsste die Volksschul-
verordnung angepasst werden,
umeineRückstellungvoneinem
halben Jahr einführen zu kön-
nen. Eine Dauer von eineinhalb
beziehungsweise zweieinhalb
Jahren fürdenKindergartenver-
stosse jedochauchgegendasGe-
setz über den Beitritt zur inter-
kantonalen Vereinbarung über
die Harmonisierung der obliga-
torischen Schule (Harmos-Kon-
kordat), das die Volksschule
schweizweit einheitlich regelt.

Der Regierungsrat befürch-
tet ausserdem, dass sich eine
halbjährige Rückstellung nach-
teilig aufdie IntegrationderKin-

der auswirke. Mit dem Beginn
desKindergartenjahresbildeten
sichbereitsGruppen.DieseEnt-
wicklung verpasse ein um ein
Semester zurückgestelltesKind.
Zudem erschwere der um ein
halbes Jahr verspätete Eintritt
einesKindesdieArbeit derKin-
dergartenlehrperson.

GLPzuerstdafür,
danndagegen
Erstunterzeichner Marc Bour-
geois (FDP, Zürich) hatte kein
Verständnis für diese Erklärun-
gen. Offenbar sei es kein Pro-
blem, Kinder mit Deutsch-
schwäche oder solche, die um-
ziehen, irgendwann im Jahr in
den Kindergarten oder die Kin-
dertagesstätte einzugliedern.
Aber in diesem Fall solle es ein
Problem sein. Ausserdem kriti-
sierteBourgeois, dassBildungs-

politiker Probleme stets mit fi-
nanziellen oder personellen
Ressourcen lösenwollten. «Or-
ganisatorisch kann man sie of-
fenbar nicht lösen.»
Die Ratslinke wiederholte die
Bedenken,diebereitsderRegie-
rungsrat in seiner Antwort ge-
äusserthatte.«ManwilldenKin-
dergarten entlasten, aber stürzt
ihn insChaos»,urteilteHanspe-
ter Hugentobler (EVP, Pfäffi-
kon).UnterdemJahreingetrete-
neKinder stiessenaufetablierte
Gruppen undAbläufe. Es beste-
he dieGefahr derAusgrenzung.

Ein ganzes Jahr zu warten,
sei gar nicht so lange, sagte Lisa
Letnansky (AL, Zürich). «Dass
dieses Jahr ein verlorenes sein
könnte, entspricht dem Leis-
tungsdenken im Hamsterrad
rennender Erwachsener.» Die
Grünen wiederum hielten das

Harmos-Konkordat hoch. «Es
wäre fatal, wenn ausgerechnet
der bevölkerungsreichste Kan-
tonsich ineinemPunktzuExpe-
rimentenhinreissen liesse», sag-
te Karin Fehr Thoma aus Uster.
DerVorschlagseiwederkindge-
recht noch nehme er Rücksicht
auf das System Schule, fandKa-
thrinWydler (Mitte,Wallisellen).
Auch für die SP ist die Vorlage
der falsche Weg. Wolle man
Lehrpersonen wirklich entlas-
ten, brauche esmehr Assistenz-
personen, sagte Monika Wicki
(SP, Zürich). Zudem müsse die
Pause als Betreuungszeit ange-
rechnetwerden.

Auch dieGLP, diemit Chris-
toph Ziegler einen Mitunter-
zeichner in ihren Reihen hatte,
war nun dagegen. Der Vorstoss
wurdeAnfang 2019 eingereicht.
Die GLP befürchtet mehr Unru-
he und unnötige bürokratische
Prozesse.«EsgehtbeidieserVor-
lagenicht umsGeldoder dieBe-
lastung der Lehrpersonen, son-
dern einzig ums Kindeswohl»,
sagte Bildungsdirektorin Silvia
Steiner (Mitte). «Mit einem hal-
ben Jahr Verzögerung nehmen
SiedemKinddenerstenSchultag
und alle Ritualeweg, diemit der
Jahreszeiteinhergehen.»Steiner
betonte:Demunterschiedlichen
Entwicklungsstand der Kinder
werdebereitsheuteausreichend
Rechnunggetragen.

Der Kantonsrat folgte der
Empfehlung der Regierungsrä-
tin und schrieb das Postulatmit
93zu77Stimmenals erledigt ab.

Gegenüber den Swissmill-Gebäuden ist ein kleiner Park geplant.
Bild: zvg

Nicht jedes Kind ist im Alter von vier Jahren bereit für den Kinder-
garten. Themenbild: Valentin Hehli

Heute beschränkt sich der Erholungsraum auf einen teils sehr schma-
len Uferweg. Bild: Matthias Scharrer


